
y~' -

<

suchungsorgane sollten unsere Staatsanwälte darauf 
achten, daß die Tatortuntersuchung ni’cht einseitig und 
voreingenommen, sondern entsprechend den allseitig 
aufgestellten Untersuchungsversionen erfolgen muß. 
Im Tatortuntersuchungsprotokoll (Tatortbefundsbericht) 
muß all das beschrieben werden, was zu den verschie­
denen Untersuchungsversionen in Beziehung zu setzen 
ist. Für die weitere Prüfung der Versionen ist die Be­
achtung dieser Regel ausschlaggebend.
Besonders wertvoll für Staatsanwälte, Richter und 
Rechtsanwälte ist das Kapitel über die Vernehmung 
(S. 347 ff.). Hier findet man eine Fülle interessanter 
Darlegungen, z. B. zur Vorbereitung der Vernehmung, 
zur Bedeutung des Vernehmungsmilieus, zum Verneh­
mungsplan, zur Protokollierung, zu den persönlichen 
Besonderheiten und ihrer taktisch-geschickten Verwer­
tung zur Erlangung wahrer Aussagen, zur Vernehmung 
zum Alibi5, zur Gegenüberstellung zwecks Klärung von 
Widersprüchen usw. In diesem Abschnitt wird deutlich, 
was das ganze Buch auszeichnet: reale und klare Dar­
legung, Vermeidung überflüssiger Polemik und Phrasen. 
Verwunderlich ist, daß auf die Bedeutung der ständi­
gen Bewußtseinsentwicklung für qualitativ höhere Aus­
sagen nicht hingewiesen wird. Es zeichnet doch gerade 
die sozialistische Kriminalistik aus, von diesem Prozeß 
ausgehend eine der gesellschaftlichen Entwicklung ent­
sprechende Vernehmungsmethodik zu entwickeln. Eine 
solche Vernehmungsmethodik hat — im Gegensatz zu 
den bürgerlichen Vernehmungsregeln — nicht nur tak­
tische, sondern auch pädagogische und andere Grund­
lagen. Das hervorzuheben wäre nützlich gewesen, weil 
man fordern muß, daß die Mitarbeiter der Unter­
suchungsorgane und die Staatsanwälte bereits die Ver­
nehmung als ein Mittel der Erziehung ausnutzen 
müssen.
Für die Verbesserung der anleitenden Tätigkeit des 
Staatsanwalts gegenüber den Untersuchungsorganen ist

5 im übrigen scheint mir die Alibi-Problematik etwas zu kurz 
gekommen zu sein.

das Kapitel „Die Untersuchungsplanung“ (S. 422 ff.) sehr 
wertvoll. Aus diesen Darlegungen wird deutlich, daß 
die Planung der Untersuchung in erster Linie den ge­
danklichen Prozeß, die Gedankenarbeit des Krimina­
listen, das sog. kriminalistische Denken im' sozialisti­
schen Sinne, umfaßt. Die Versionen werden mit Recht 
als beherrschendes Element der Planung hervorgeho­
ben. Eine schematische Gliederung in allgemeine, spe­
zielle und Versionen zu den Elementen des Ver­
brechens, wie W a s s i 1 j e w u. a.6 das tun, erfolgt nicht. 
In der Untersuchungspraxis der DDR gibt es auf der 
Grundlage dieser Einteilung der Versionen forma­
listische Züge der „Aufstellung“ der Versionen sowie 
Tendenzen, die Versionen mit dem Gegenstand der Be­
weisführung gleichsetzen. Die Bemerkungen über die 
Aufstellung und Prüfung von Untersuchungsversionen, 
die Festlegung der zu klärenden Umstände, die Wahl 
der Untersuchungshandlungen und ihrer Termine sowie 
über die Ausarbeitung des schriftlichen Untersuchungs­
plans werden sicherlich dazu beitragen, daß die immer 
noch vorhandenen Vorurteile irf der Praxis der Unter­
suchungsorgane der DDR gegenüber der Untersuchungs­
planung beseitigt werden, und somit die Durchsetzung 
der bewußten, planvollen Arbeit fördern.

*

Das sowjetische Lehrbuch der Kriminalistik, Allgemei­
ner Teil, ist eine Bereicherung der kriminalistischen 
Literatur der DDR und von Nutzen für die Praxis. Es 
wird gewiß zur Verbesserung der Beweisführung und 
Beweiswürdigung durch das Gericht, zur Verbesserung 
der inhaltlichen Anleitung der Untersuchungsorgane 
durch die Staatsanwaltschaft und damit zur qualifizier­
teren Verbrechensaufdeckung und -Untersuchung bei­
tragen.

6 Wassiljew/Mudjugin/Jakubowitsch, Die Planung der Ver­
brechensuntersuchung, Berlin 1959, S. 52 fl.
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Einige Probleme der Zusammenarbeit des Staatsanwalts 
mit den Konfliktkommissionen

In- dem Beschluß des Staatsrates vom 24. Mai 1962 
werden die gesellschaftlichen Möglichkeiten zur erziehe­
rischen Einflußnahme auf die Bürger hervorgehoben. In 
diesem Zusammenhang wird besonders auf die Arbeit 
der Konfliktkommissionen hingewiesen. Die hierzu 
erschienenen Veröffentlichungen in der „Neuen Justiz“ 
beschäftigen sich jedoch überwiegend mit der Tätigkeit 
der Konfliktkommissionen' bezüglich geringfügiger Ver­
letzungen strafrechtlicher Bestimmungen. So bedeutsam 
diese Seite ist, so darf man jedoch nicht übersehen, daß 
die Konfliktkommissionen als gesellschaftliche Organe 
auch in anderer Beziehung tätig werden und sich auch 
hier viele Berührungspunkte mit der staatsanwalt- 
schaftlichen Arbeit ergeben. Von dieser Erkenntnis 
ausgehend, ist z. B. im Arbeitsplan des Generalstaats­
anwalts von Groß-Berlin für das II. Halbjahr 1962 fest­
gelegt, daß neben den strafbaren Handlungen mit 
geringer Gesellschaftsgefährlichkeit auch Gesetzesver­
letzungen anderer Art an die Konfliktkommissionen 
zur Beratung heranzutragen sind. Mit dieser Seite der 
Tätigkeit der Konfliktkommissionen wollen wir uns 
hier befassen.

Bei Anwendung der §§ 8 und 9 StEG die Notwendigkeit 
einer Beratung der Konfliktkommission sorgfältig prüfen

Ungeachtet der Zielstellung unseres Artikels erweist es 
sich als notwendig, unter dem Gesichtspunkt der Ab­
grenzung zu anderen Gesetzesverletzungen dennoch zu­
nächst auf die Abgabe von Fällen geringfügiger Ver­
letzungen von strafrechtlichen Bestimmungen einzu­
gehen. Die in diesem Zusammenhang bedeutsamen 
gesetzlichen Bestimmungen (§ 144 Buchst, e GBA, § 3 
EGGBA) und die zu ihrer richtigen Anwendung erlas­
sene Gemeinsame Direktive vom 13. September 19611 
sowie die Richtlinie Nr. 13 des Plenums des Obersten 
Gerichts2 bieten bei richtiger Anwendung die Gewähr 
für eine Abgrenzung.

Immer dann, wenn die Voraussetzungen für eine Ein­
stellung des Ermittlungsverfahrens nach § 8 StEG oder 
ein Absehen von Strafe nach § 9 StEG vorliegen, ist 
entsprechend § 144 Buchst, e GBA, § 3 EGGBA keine

1 NJ 1951 s. 661 fl.
» NJ 1962 S. 268 fl.
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